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Erstes Abonnement .

# in Abonnement testebi
nu » IW Nummern und
kostet 2 fl . 12 kr . ; durch
die Post bezogen für
Buden z fl. s , kr. Die
Bestellunqen find für
jede » folgend - Abonne¬

ment zu erneuern .

Landtags -Zeiwng .
Man ubonnirt bei dem
nächst gelegenen Postum te ;
in ätarlSrübe bei Malsch
und Vogel , von welchen
du » Blatt auch im Buch -
händlcrweae >u beziehen' ift -

RVr. lSfl .] Verhandlungen der II . Kammer der badischen Stände i . I . 1844 . [27. atyrii.]
Herausgegeben von den Abgeordneten

Vasermann , Vaum , Vissing , Gottschalk , v . Ätzstein , Kuenrer , Mathy , NinÄeschwender , Sander , Welcker , Weller

und Anderen .

Rcdigirt von Karl Stein . — Druck von Malsch und Vogel .

Das erste Abonnement der Landtagszeitung schließt mit der Nummer 125 . Wir eröffnen deßhalb ein zweites

Abonnement unter den nämlichen Bedingungen wie das erste.

Die Abonnenten werden daher ersucht , i h r e B e st e l l u n g e n recht zeitig b e i d e n b e t r e f f e n -

dcn Postämtern zu machen , damit die Zusendungen nickt unterbrochen werden ; in CarlSruhe wird bei Malsch

und Vogel bestellt ; auch kann die Landtagszeitung auf dem Wege des Buchhandels von denselben bezogen werden .

Unser Blatt wird , wie bisher , die wichtigen Vorlagen , Berickte und Verhandlungen vollständig mitthcilen , und ,

außer der versprochenen Nummernzahl , die erforderlichen Beilagen gratis liefern . Das erste auf 125 Nummern oder

62 ' /, Bogen festgesetzte Abonnement enthält jetzt schon mit der 110 . Nummer 65 Bogen .

Die Verhandlungen über das Strafverfahren , O e f fe n t l i ch k e i t und Mündlichkeit , Geschwor -

nen geeichte , Preßfreiheit , Redefreiheit im Ständesaale , Gerichts organisation , Strafgesetz ,

Eisenbahnwesen , Kapitalsteuer , die Berathungen über das Budget , Wiesenkulrurgesetz , Acker¬

hauschulen und andere wichtige Gegenstände werden in der Fortsetzung der Landtagszcitung ihre Stelle finden .

Das hie und da verspätete Erscheinen einer oder der andern Nummern hat seinen Grund — leider — in Ver¬

hältnissen , welche außerhalb der Grenzen unserer Macht liegen . — Es wird übrigens , wie bisher , so auch ferner die

Redaktion nicht müde werden , diesem Uebelstande mit allen ibr zu Gebote stehenden Mitteln entgegenzutreten .

Nachtrag zur 53sten öffentlichen Sitzung
der zweiten Kammer .

( Schluß .)

Hecker fährt fort :
Denken Sie sich den Fall , daß ein Rckusationsprozeß

über die Ausscheidung eines Richters aus dem Collegium

geführt würde , daß aber der Angeklagte mit seinem Ne -

kusationsgesuch nicht durchdringt , daß er am öffentlichen
Gerichtstage seine Gründe zu wiederholen in der Lage
ist — muß nicht da die Ueberzeugung in ihm aufkommen ,
der Richter , den ich rckustren wollte , muß nothwendig
mein Feind sein ? — Es gibt wirklich nichts Scandalöftres ,
als einen solchen Rekusationsprozeß ! Welche Momente
kann ich nicht darunter bringen , die der Art . 2l mit Recht
unter die Punkte der Befangenheit setzt ! — Alle Privat -

keidenschaften — alle Colliffionen , die im bürgerlichen Le¬
ben enstchcn . — Hat aber das Gesetz ausgesprochen : Zur

Wahrung des richterlichen Ansehens , zur Erweckung des

Vertrauens in die Rechtspflege , kann ein Richter reknstrt
werden , dann , meine Herren , ist von keinem Mißtrauen ,
und keiner Verdächtigung die Rede , sondern man muß
annehmen , wer von diesem gesetzlichen Recht Gebrauch
macht , kann kein anderes Motiv haben , als daß er von
einem Richtercollegium gerichtet werden will , dem er ge¬
trost sein Schicksal unterbreiten zu können glaubt . Es ist
weiter hervorgehoben worden , die Gewalt der Regierung
könne dadurch geschwächt werden , daß die vom Staat er¬
nannten Richter planmäßig könnten ausgeschlossen wer¬
den . — Ich sage aber , das Ansehen der Negierung wird

nicht dadurch geschwächt , wenn man überhaupt eine ge¬

setzliche Bestimmung trifft , welche vollständig geeignet ist,
das Vertrauen zu den Gerichten herzustellen , aber dadurch
wird es geschwächt , wenn ein vom Staat ernannter Rich¬
ter in einen Rckusationsprozeß hineingezogen werden muß .
Man hat — und dieß ist das Hauptgewicht — hervorge¬

hoben , es könnte durch die Anwälte ein Richter beständig

reknstrt werden . Der Herr Abgeordnete hat aber auf der
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andern Seite die Widerlegung davon selbst gegeben . Er !
fyat gesagt , daß in Beziehung auf seine Person noch nie
eine Rekusation statt gesunden habe . Mir sind auch noch
keine Fälle vorgekommcn . Ich weiß keinen Fall , wo ein
Richter cs auf die Aburtheilung eines Nekusationsprozesses
Hätte ankommen lassen . In England ist das Rekusations -
recht am ausgedehntesten ; da bestehen Geschwornengerichte ,
die aus Leuten von den verschiedensten intellektuellen Bil¬
dungsstufen , von den verschiedenartigsten bürgerlichen Be¬
ziehungen zusammengesetzt sind , wo also eine Rekusation
viel leichter denkbar wäre , und doch sagt uns die neueste
Schrift des 8orAoant at law Slephenson ( über den eng¬
lischen Criminalprozeß ) , wie selten sie dort verkommt . Die
Anwälte der Angeklagten werden nicht einen strengen und
gewissenhaften Richter rekusiren — im Gegentheilc — Jeder
wünscht , strenge , wahrheitsliebende , gewissenhafte Män¬
ner auf den Richterstühlen zu sehen . Wenn , wie wir in
Deutschland erlebt haben , ein Richter am Säuferwahnsinn
leidet , dann ist es gewiß besser , von dem einfachen Rcku -
sationsrecht Gebrauch zu machen und zu sagen : ich rekusire
kraft Gesetzes — unbedingt — ohne Angabe eines Grun¬
des ! — Ich befürchte aber aus dem Rekusationsrecht ,
welches eine Bescheinigung der Befangenheit verlangt ,
noch etwas Weiteres . Welchen Eindruck wird es machen ,
wenn der Angeklagte erklärt : Ich habe zu diesem oder
jenem Richter kein Vertrauen , weil er diesen oder jenen
moralischen Ruf hat , mit Diesem oder Jenem in gewisser
Beziehung steht . Welchen Eindruck wird eine solche Er¬
klärung Hervorrufen , wenn er beifügt : Ich bin nicht im
Stande , ihn zu rekusiren , weil der § . 21 mich hindert . —
Der Redner geht hierauf zu . der Widerlegung der Vor¬
würfe der Jnkonsenquenz des Grundsatzes über , welcher
diesen Paragraphen diktirt habe — und fährt dann fort ;
Man hat endlich angeführt , der Richter , wenn er rekusirt
sei , werde anrüchig , setze sich einer Herabwürdigung
aus . Nein ! — wenn das Gesetz ausspricht , der Rich¬
ter könne ohne irgend einen Grund abgelehnt werden ,
so ist für das Publikum das Gesetz vorhanden und Jeder
kann sich denken , was er will . Er muß nicht - annehmen ,
daß der Richter in einem Verhältniß stehe , welches ihn
des Vertrauens unwürdig macht . Wenn Sie aber die
Gründe der Befangenheit allein stehen lassen , so sagen
Sie damit , daß der rckusirte Richter in einem Verhältniß
der Befangenheit abtretcn muß , und diese Gefahr ist für
sein Ansehen um so größer . — Ich glaube nun dargethan
zu haben , daß kein Grund vorhanden ist , den Artikel zu
streichen . Er ist gemacht im Interesse der Achtung und
des Vertrauens zur Rechtspflege , im Interesse der Unpar¬

teilichkeit und zur Vermeidung scandalöser RekusationS -
prozesse .

Junghanns spricht sich ebenfalls gegen den Eom -
Missionsantrag aus und beleuchtet den Unterschied zwischen
dem ständigen Richter und dem Gerichte der Geschwornen ,
von welchen der Staatsanwalt auch Einzelne ausschließen
könne ; dieses Recht müsse denn auch für den Staatsan¬
walt auf die ständigen Richter ausgedehnt werden , wenn
man es der Partei zugcstehen wolle . Ferner sei zu bedenken ,
daß nach der neuen Gesetzgebung dem Angeschuldigten eine
weitere Instanz zu Gebot stehe , während das Urtheil der
Jury keine weitere Berufung zulasse . Ein unbedingtes
Rekusationsrecht werde die Fälle der Ablehnung schon
häufiger machen , als bisher , wo die verlangte Angabe von
Gründen der AbhaltungSgrund gewesen sei , und dann ge¬
rade die Richter , von deren Tüchtigkeit der Verbrecher am
meisten zu fürchten habe , der Verwerfung aussetzen . Die
Motive dcö vorgeschlagcnen Paragraphen hält er für eine
Untergrabung der Würde des RichterstandcS und des An¬
sehens des Staates , deßhalb kann er ihm auf keine Weise
das Wort reden und würde lieber der Regierung rathen ,
daS ganze Gesetz zurückzuziehen , wenn sich ein solches
Mißtrauen gegen sie ausspreche .

Zittcl thcilt zwar nickst die Ansicht , daß das Rckusa -
tionsrecht der Würde des Richtcrstandes entgegen sei , er¬
klärt sich aber im Allgemeinen gegen dasselbe überhaupt ,
denn bei guten Richtern sei die Bestimmung nicht nölhig ,
und schlechte würden durch alle Bestimmungen nicht dazu
gezwungen werden können überall Gerechtigkeit zu üben .
Jedenfalls würde er aber ein unbedingtes dem bedingten
vorziehen , indem die Angabe von Gründen nur aufreizen
müsse und doch kein Vertrauen zu erwecken geeignet sei.

B ö h m e theilt vollkommen die Ansicht , daß die neue
Gerichtsverfassung und Proceßordnung das Vertrauen des
Volkes in die Rechtspflege befestige , hält aber dazu den
Regierungsentwurf für hinreichend und glaubt nicht , daß
ein allgemeines Rekusationsrecht dazu beitragen könne , in¬
dem Bestimmungen , wie sie der vorliegende Paragraph
enthalte , nur der Gerechtigkeit selbst cntgcgenzutreten ge¬
eignet seien . Die Vortheile der Collegialgerichte , welche
darin beständen , daß sich in diesen die verschiedenen An¬
sichten der Mitglieder gegenseitig ergänzten und ausglicbe »,
würden durch die angeregte Bestimmung geradezu aufge¬
hoben , indem diese die möglichste Uebereinstimmung der An¬
sichten bezwecke. Der Paragraph scheine seine Entstehung
politischen Rücksichten zu verdanken , und ein achtbares
Mitglied der Kammer ( Knapp ) habe nicht Unrecht gehabt
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zu verlangen , daß man für die politischen Vergeben einen

eigenen Titel im Gesetze schaffen solle . In finanzieller Be¬

ziehung macht der Redner geltend , daß der durch die neue

Gerichtsverfassung erforderliche Kostenaufwand von mehr

als 100,000 fl . sich » och erhöhen werde durch die An¬

nahme dcS Paragraphen , welcher eine noihwendige Ver¬

mehrung des RichterpersonalS zur Folge haben müsse , um

die rckusirten unverzüglich zu ersetzen — und empfiehlt

schließlich den Grundsatz : bei Gesetzen überhaupt nicht mehr

zu verlangen , als man im Voraus zu erreichen hoffen

kann und bittet die Kaiumer , keine Bestimmungen in das

Gesetz aufzunehmen , von welchen man sich sagen müsse ,

sie könnten nur dazu dienen , des Zustandekommen des

Gesetzes zu erschweren .
Staatsr . Jolly anerkennt den löblichenZcxeck , welchen

die Commission im Auge gehabt , muß aber in Bezug auf
die Mittel dazu den Vorschlag durchaus verwerflich finden .
Der Berichterstatter berufe sich auf die ehemalige Rcichs -

strafgesetzgebung , wonach cs ebenfalls Rekusationen ohne

Angabe der Gründe gegeben habe — allein in der Karolina

stehe kein Wort davon . Bei der Aktenversendung , aus welche

sich berufen werde , habe der Angefchuldigte ebenfalls nur

einen sehr indirecten Einfluß auf die Wahl der Fakultät

gehabt , von denen er nur drei auszuschließen daö Reckt

hatte , und dann nicht einmal erfuhr , an welche die Akten

geschickt wurden . Nach dem , was schon von Anderen in

Bezug auf die große Verschiedenheit der Geschworncn und
der ständigen Richter gesagt worden , macht er nur darauf

aufmerksam , daß bei den Letzteren der Angeschuldigte hockst
selten in der Lage ist , sie nur zu kennen , weshalb cS in
der Regel Sache des Vertheidigerö seyn wird , wenn es

auf Ablehnung ankommt und dieser wird gerade immer

vorzugsweise den ausschließen , dessen Charakterstärke und

Intelligenz er zu fürchten hat . Offenbar könne cs nicht im

öffentlichen Interesse liegen , gerade vorzugsweise zur Hand¬
habung von Gerechtigkeit und Unparteilichkeit geeignete
Organe auszuschließen . Allein in vielen Fällen werde dieser
Zweck nicht ein Mal erreicht werden , denn der Ersatzmann ,
welcher nicht mehr pcrhorreszirt werden darf , könne noch
weit gefährlicher sein , als sein Vorgänger ; dennoch aber

sei zu bedenken , daß der Leidenschaftlichkeit Thür und Tbor

geöffnet wäre , wenn man die Zusammensetzung eines Ge¬
richts in die Hand der Sachwalter legen wollte — deß-

halb erklärt der Hr . Redner im Namen der Regierung ,
daß diese auf eine solche Bestimmung nach seiner wohl -

begründeten Meinung nicht eingehen werde .
Weizel erklärt sich gegen den Paragraphen und setzt

zunächst auseinander , wie eS bisher mit dem Rekusations -

recht stand . Er geht dann über auf den Entwurf der

Strafproccßordnunz , in dem daö Rekusationsrecht so aus¬

gedehnt sei , daß es jede wünsckcnSwerthe Garantie darbicte .
Trotzdem verlange die Commission ein unbedingtes Reku -

sationsrccht . Der Bericht berufe sich darauf , daß die Re¬

gierung als Partei dem Angeklagten gegenüber auftrete ;
allein auch der Einzclnrichter sei ein von der Regierung
angestelltcr Beamter , und doch könne er nicht rekusirt werden ;
inkonsequent sei cs jedenfalls , daß beim Untersuchungsrichter
eine Rekusation nicht stallfinden solle, und dieser sei im

Grunde eine noch wichtigere Person , als der erkennende

Richter . Nehme man aber den Paragraphen an , so könne

er dahin auögcbcutet werden , daß die Anwälte es in ihrer
Macht hätten , ihnen mißfällige Richter , che sie noch pensio -

nirt würden , außer Aktivität zu setzen.
Sander . Man habe davon gesprochen , daß durch den

fraglichen Paragraphen die öffentliche Ordnung bedroht sei,
allein diese werde wohl auf einer festern Grundlage be¬

ruhen ; eben so wenig sei die Thronprärogative gefährdet ,
da eine Anstellung der Richter nach wie vor von dem

Throne auögehe . Uebrigens beruhe die Basis dieses Ge¬

setzes nicht auf diesem Paragraphen , der nur die unange¬
nehmen RecusationSprozesse beseitigen solle ; den Anwälten
aber möge man eben so viel Pflichtgefühl zutraucn , als den

Staatsbeamten , und nicht voraussetzen , daß sie den Para¬

graphen zu dem mißbrauchen würden , waS der Abg . Weizel
am Schlüsse seiner Rede angedcutet habe . Auch nicht anS

Furcht werde ein tüchtiger Anwalt einen Richter rekusiren ,
denn ein tüchtiger Anwalt habe auch einen tüchtigen Richter

gern . Schon das werde Vorsicht in dem Gebrauche dieses
Rechtes gebieten , daß eine zweite Rekusation nicht staltfinde .
Man habe sich auf Oeffentlickkeit und Mündlichkeit berufen
und in ihnen eine hinlängliche Garantie gesucht, allein

gerade die Ocffentlichkeit und Mündlichkeit mache dies «

Einrichtung nothwcndig , da sie den Angeschuldigten in

nähere Berührung mit dem Gerichte setze und ihm die

Möglichkeit an die Hand gebe, öffentlich sein Mißtrauen
in den Richter auszusprechcn , wenn seinem Rekusations -

gesuchc nicht Statt gegeben werde , während ein unbedingtes
Rekusationöreckt dem Ansehen des Richters nicht nachthcilig

seyn könne . Uebrigens würden die Fälle selten Vorkommen .

Miuisterialraih Brauer . Man kann zugeben , daß die

peremptorische Rekusation in einer Organisation der Krimi¬

nalgerichte , wie sie in England und Frankreich stattfindet ,
an ihrem Platze sei, allein anders verhält -es sich in un¬

seren Verhältnissen ; die Geschworenen nrtheilcn bloS nach

Ucberzeugung , und zwar in letzter Instanz , der Eine läßt

sich durch diesen , der Andere durch jenen Grund bestimmen .

,
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Hier ist die peremptorische Rekusation eine nothwcndige

Garantie gegen etwaige Willkühr ; bei unS aber spricht ein

Collegium von ständigen , rcchtSgeübten Richtern nach einer

Beweistheoric , und hierin liegt eine große Garantie für

den Angeklagten , zumal da die Richter ihr Urtheil mit

Gründen belegen müssen ; im Collegium werden die Gründe

für und wider abgewogen und die Majorität entscheidet ;

eine weitere Garantie für den Angeklagten bietet das Re -

kursrecht selbst in Bezug auf die Thatfrage . Durch all '

dieses ist er aber mehr geschützt, als durch die peremptorische

Rekusation .
D ahmen . Schon die Redner vor mir haben den Unter¬

schied zwischen geschworenen und ständigen Richtern hervor -

gehobcn , so daß ich mich aus wenige Bemerkungen beschrän¬

ken kann . Der Geschworene übt eine Zwangöpflicht , er ist,

wenn er designüt wird , noch nicht Geschworener , es berührt

seine Ehre daher nicht , wenn er rekusirt wird ; den Mei¬

sten geschieht sogar ein Dienst damit . Anders ist es bei

einem Richlerkollegium . Der Richter widmet sein ganzes
Leben diesem Berufe , sein Lohn ist die öffentliche Anerken¬

nung und das Zeugniß treuer Pflichterfüllung , welches sein

eigenes Inneres ihm gibt ; ihm droht daher durch Reku -

salion eine schwere Verletzung seiner Ehre , seines Pflicht¬

gefühls ; aber nicht e/ allein ist der Verletzte , sondern es

sind viele Fälle denkbar , wo nicht sowohl er , als Diejeni¬

gen , die nicht rekusirt werden , durch die Rekusation eine

Kränkung ihrer Ehre erleiden . Setzen Sie den Fall , daß
einer wegen eines sittlichen Vergehens angeklagt wird ; er

wird vor ein Gericht gestellt und rekusirt einzelne Mit¬

glieder desselben . Man wird sagen , er thut es , weil er bei

ihnen besonders strenge Grundsätze über Sittlichkeit voraus¬

setzt ; indem er die Anderen sich gefallen läßt , wirft er aus

diese den Schein , als nähmen sie cs in sittlicher Hinsicht

nicht so genau . Andere Redner haben ferner hcrvorgehoben ,
wie durch diesen Paragraphen die Gerichte zum Thcil in

die Gewalt der Anwälte gegeben seien ; wie aber die Un¬

abhängigkeit des Richteramtes nach Oben gesichert seyn soll

und gesichert ist, so soll sie auch seyn nach Unten . Aus

diesen Gründen stimme ich gegen den Paragraphen .

Knapp erklärt sich gegen den Paragraphen , der vor¬

züglich der Rücksicht auf politische Vergehen seinen Ursprung
• verdanke , und spricht sich gegen daS Bestreben aus , fast in

allen Paragraphen die Rücksicht hierauf einfließen zu lassen ;
weil er einen besondcrn Titel im Gesetze dafür verlangt .

Bekk . Im Allgemeinen ist diesem Paragraphen kein

großer Werth beizulegen , und der Werth des ganzen Ge¬

setzes weder von seinem Strich noch von seiner Beibehal¬

tung abhängig . Waö nun das AblehnungSrecht bei den

Geschworenen betrifft , so ist eS in ihrem Wesen begründet .
Wird der Geschworene abgclchnt , so wird er hierdurch
nicht gekränkt ; seine Funktionen sind blos vorübergehend ,
er ist bloS Richter für einen speziellen Fall . Der Ge¬

schworene wird ferner durch ' s LooS gewählt , welches Fähige
und Unfähige , Würdige und Unwürdige in gleicher Weise
treffen kann , und es ist daher unvermeidlich , daß diesem
Wallen des blinden Zufalles und seinen Uebelständen ein

Gegengewicht gegeben werde , dadurch , daß beide Theile das

Recht haben , innerhalb gewisser Schranken das Ableh¬

nungsrecht anszuüben . Die Geschworenen sind ferner auö
dem Volke hcrvorgcgangen , stehen häufig in unmittelbarer

Berührung mit dem Angeschuldigten und den Wirkungen
des Verbrechens , während bei dem ständigen Richter dieses
in der Regel nicht der Fall ist, daher auch nirgends ein

Ablehnungöncht der Richter ohne Gründe besteht . Jndeß

gestehe ich , daß daS Rckusationsrecht , wenn cs nicht andere

Nachtheile hätte , in Strafsachen mir viel begründeter er¬

scheint , als in Civilsachen . Der Redner setzt dieses näher
auseinander . Ich könnte den Paragraphen annehmen , wenn

ich nicht andere Schwierigkeiten sähe ; namentlich ist nicht
zu läugnen , daß durch seinen Mißbrauch einzelne Mitglie¬
der eines Gerichtes inaktiv gemacht werden könnten . Man
wendet freilich ein , es sei weit schlimmer , wenn ein Reku -

sationsprozcß geführt werden müßte , als wenn unbedingtes
Rckusationsrecht stattsände . Man sagt , daß das Rekusa -

tionsrecht selten Vorkommen werde ; allein gestattet man

dasselbe unbedingt , so wird es schon häufiger Vorkommen ,
und hierin liegt allerdings eine große Bedenklichkeit . Der
Redner erklärt sich gegen den § . 35 a .,

'
ist aber dafür , daß

in gewissen Fällen der Angcschuldigte vor ein anderes Ge¬

richt gestellt zu werden verlangen kann .

Staatsrath Jollp : Rehme man den Vorschlag des

Abg . Bekk an , so begünstige man die Angeschuldigten und

belaste Unschuldige , nämlich die Zeugen , welche man

zwinge , an einen vielleicht entfernten Ort sich zu begeben ,
und zweitens begründe man dadurch ein wahres Privile¬

gium des Reichthums .
Trefurt : Ich bin , wie viele von Ihnen wissen , ein

entschiedener Gegner der Geschwornenanstalt , aus Gründen ,
die hier nicht näher auseinanderzilsetzen sind , die sich aber

auf den Satz reduziren , daß der Geschworene weniger
als der Rcchtsgclehrte zu Verbürgung einer gerechten

Justizpflege geeignet ist . Dennoch sehe ich den Tag kom¬

men , wo cs nicht mehr zu vermeiden seyn wird , die

Strafrechtspflege in die Hände der Geschwornen zu legen ;
es ist der Tag , an welchem es den Gegnern des bishe¬

rigen Richteramtcs gelungen sepn wird , dasselbe der öffent -
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licht « Anerkennung und des allgemeinen Vertrauens in

dem Maße zu entkleiden , daß cs den Anforderungen ,

welche Vernunft und Gesetz an dasselbe stellen müssen , nicht

mehr entsprechen kann ; der Anforderung vor Allem , daß

im Volke die Meinung lebendig sei , aus der Hand dieser

Anstalt das wahre , vernünftige , von Leidenschaft und

Willkühr fteie Recht zu erhalten . Ich sehe diesen Tag

kommen , nicht als ob ich meinte , daß alsdann daS

Schwurgericht eine an sich bessere und mehr Vertrauen

verdienende Anstalt sei , sondern in der Ueberzeugung ,

daß alsdann das Schwurgericht aus dem Grund allein

nicht mehr zu vermeiden sepn wird , weil nun einmal die ,

wenn auch vielleicht auf ungerechten Wegen herbeigeführte ,

Meinung bestehen wird , daß nur diese Anstalt noch

schützende Garantien für das wahre unverfälschte Recht

darbiete , und weil ich cs für schlechthin unmöglich

halte , daß die Gesetzgebung , einmal auf dieser Extremität

angekommen , das Schwurgericht verweigere . Ich will

nun aber das Schwurgericht so lange wie immer möglich

entbehrlich machen , und will ich dieses im Ernst , so muß

ich jedem vernünftigen Vorschläge die Hand bieten , welcher

geeignet scheint , die Anstalt rechtögelehner Richter nicht

allein gegen gegründete Vorwürfe der Abhängigkeit und

anderer Gebrechen zu schützen, sondern auch den Gegnern

jeden Vorwand zu entziehen , welcher ihnen zur Unter¬

grabung dieser Anstalt in der Meinung der Menge be-

hülflich sepn möchte . — Der Redner setzt nun auseinander ,

wie er in der Gewährung der Oeffentlichkeit und des

Anklageverfahrens gerade diejenige Verbesserung der be¬

stehenden Gcrichtsaustalt sieht , ohne welche dieselbe im

fernern Kampf mit der Geschwornenanstalt nicht lange

bestehen könnte , und dieses Motiv bestimmt ihn auch für die

Annahme des § . 35 a . Er bekämpft hierauf die irrige

Ansicht , als ob der Gesetzgeber selbst in der Festsetzung

der bestimmten Ablehnungsgründe der § 8 . 20 u . folg , die

Ueberzeugung vor den Richtern ausspräche , daß sie unter

den dort gegebenen Voraussetzungen in der Regel nicht

fähig sepn würden , eine gerechte , überzeugungstreue Ent¬

scheidung zu geben ; vielmehr gehe der Gesetzgeber von

- der Ansicht aus , daß unter den gegebenen Voraussetzungen

sich leicht im Angeschuldigten und Andern die

Meinung und Besorgniß bilden könne , daß der Richter

nicht völlig unbrfangen urihcilen werde — und deßhalb

habe man im Interesse des öffentlichen Vertrauens der

Gerichtsanstalt die geschehene Rechnung getragen . — Ist

es nun also nicht ein den Richter hcrabwürdigender Ver¬

trauensmangel von Seiten des Gesetzgebers , sondern eine

milde und billige Nachsicht mit dem Angeklagten und dem

ibm näher stehenden Theil des Publikums , eine Rücksicht auf

die Meinung des Schwachen , welche jene Ablehnungsgründe

diktirte , so scheint cS wohl zulässig , und kann eben so

wenig an sich als die Würde des Gerichts untergrabend

betrachtet werden , wenn das Gesetz auch eine Ablehnung

ohne Angabe und Bescheinigung von Gründen zuläßt .

Es ist dies nur eine mit Rücksicht auf die Schwierigkeit

der Beweisführung gewährte Ausdehnung des Prinzips ,

das in § . 20 re. schon gegeben ist . Die Frage kann in

der That nur sein , ob die Gefahr des Mißbrauchs eines

solchen unbedingten Ablehnungsrcchts nicht bedenklich und

bedenklicher sei , alS der Nachihcil , welcher der Gerichts¬

anstalt überhaupt aus der Verweigerung dieses Ablchnungs -

reckts zugehen könnte ?
Der Redner glaubt dieß nicht , denn wenn gleich die

Möglichkeit eines solchen Mißbrauchs nicht zu bestreiten

sei , so könne dieß doch in keinem erheblichen Maße ge¬

schehen , denn der überwiegend größere Theil der Besse¬

ren im Advokatcnstande werde solcher Bosheit überhaupt ,

j und besonders wenn sie von ihren Standesgcnoffen aus¬

gehe , jederzeit gewiß mit Kraft und Entschiedenheit ent -

gegentrcten — und fährt dann fort : Wenn ich aber schon

nicht glauben kann , daß cs , besonders unter dem Schutz

der Oeffentlichkeit , der boshaften Jntrigue möglich sei ,

einen des Vertrauens und der Achtung würdigen Richter

durch bloße mißbräuchliche Uebung des fraglichen Rechts

auf die Dauer der gebührenden Anerkennung zu berauben ,

so kann ich es noch weit weniger glauben , daß auf sol¬

chem Wege das Ansehen der Gerichte im Ganzen irgend

erschüttert werden könnte , welchen eö mindestens in der

Meinung der Menschen immer zum Vorschub gereichen

muß , daß der Angeklagte selbst Diejenigen unter ihnen

vom Urcheilsspruche über ihn ablehnen kann , welche , frei

von allem Vorwurfe , nur sein oder seines Sachwalters

besonderes Vertrauen nicht besitzen .
Kann ich hiernach meine in der Commission ausgespro¬

chene Ansicht über den Gegenstand noch nicht verlassen ,

so muß ich doch im bescheidenen Mißtrauen gegen mich

selbst und in Anbetracht der Gefahr , welche man von

der Gewährung des fraglichen Rechts für die Unab¬

hängigkeit der Richter in ihrer Stellung nach Unten be¬

sorgt , den Wunsch aussprechen : daß die Kammer den Pa¬

ragraphen mit dem vom Abg . Bckk für dessen Verbesserung

gemachten Vorschlag an die Commission zurückweisen möge ;

indem eS mir scheint , als wenn durch Realisirung dieser

Idee die erhobenen Bedenken noch besser , als bei dem

Vorschlag der Commission beseitigt wären . —

Staatsrath Jollp verwahrt sich gegen eine Deutung

seiner Rede , als fetze er voraus , daß die Sachwalter

lediglich aus gehässigen Gründen das Rekusationsrecht

üben würden .
Knittel erklärt sich für die Ansicht des Abg . Zittel .

R i n d e s ch e n d c r erklärt sich für den Paragraphen ,

mit Bezugnahme auf die Ausführung des Abg . Trefurt .

Wclcker verbreitet sich zunächst über die Wichtigkeit

des Gegenstandes , der den Hauptpunkt der ganzen neuen

Gesetzgebung belresse, den Punkt des Vertrauens . Wenn

der Abg . Lilfchgi ihn eines Mißtrauens in die badischen



Gerichte nach ihrer bisherigen Verfassung beschuldige , somüsse er diesen Vorwurf ablehnen , da er sich in dieserWeile nirgends geäußert habe ; allein cs sei keine gesetz¬geberische Weisheit , wenn man keine Garantien gegenmenschliche Schwächen darbictc . Man sage freilich , derRichter , wenn er sehe, daß man kein rechtes Vertrauen zuihm habe , werde sich nicht zudrängen , allein die Erfahrung ,und zwar seine eigene , lehre das Gegcnlheil ; man drängesich gerade hinzu , wenn man Einen treffen wolle . Manhabe die Verhältnisse bei 'm Gcschwornengericht und bei
ständigen Richtern als ganz verschieden dargestellt , alleinwenn schon bei dem Schwurgerichte , das au sich viel mehrVertrauen erwecke, die Ablehnung stattfinden könne , warumnickt viel mehr bei ständigen Richtern , die dem Angeschul -
digtcn viel fremder gegcnüberstünden , weil sic nicht un¬mittelbar aus dem Volke genommen seien . Durch den gegen¬wärtigen Gesetzentwurf werde nun aber das ganze Straf¬verfahren total verändert ; der ständige Richter werde aufden Standpunkt des Geschworenen . gestellt , urtheile , wiedieser , nach Ueberzcugung und Indizien , und auS diesemGrunde müsse das volle Vertrauen in die Moralität deS

SiraferkenninisseS ihm zur Seite stehen, wenn seine Wirk¬samkeit eine woblthätige seyn soll. Wenn man sich daraufberufe , daß in England die ständigen Richter auch nichtrekusirl werden könnten , so sei dagegen zu bemerken , daßsie dort eine völlige Unabhängigkeit besäßen , und außer¬dem Preßfreiheit und andere Garantien vorhanden seien ,die man in Deutschland entbehre .

Löste öffentliche Sitzung der 2. Kammer .
Karlsruhe , den 26 . April 1844 . Unter dem VorsitzedeS Viccpräsidenten Bader . Auf der RegierungsbankStaalSrach Jolly und Ministerialrarh Brauer .
Fortsetzung der Diskussion der Strafpro -ceßordnu '

ng .
Rindeschwender ( zu § . 112 ) findet es .vonWichtig¬keit für den Angeschuldigtcn , daß er von den Urkundspersonen ,welchen der Inhalt eines mit Beschlag belegten Briefs mik-

gethcilt werde , nichts für seine Privatvorkheile zu fürchtenhabe <z . B . die Benützung von Handelsgeheimnissen ) und
beantragt deßhalb , daß der Angeschuldigte vorher darübergehört werden solle .

Richter unterstützt den Antrag .
Hecker dehnt diesen Antrag , wo es möglich sei, den

Betreffenden ru vernehmen , auf alle Fälle der Durch¬suchung von Papieren aus , weil cs sich hier noch umeinen weit größcrn Nachthcil handeln könne , als bei der
Eröffnung eines einzelnen Briefs .

Trefurt glaubt , in dem Rcgicrungsentwurf , welcherdem Richter alle mögliche Schonung zur Pflicht mache ,sei diesem Verlangen im voraus di ? gehörige Sorge ge¬tragen .
Rindeschwender und Gerbel halten dieß nichtfür genügend und Letzterer verlangt auch die Ausdehnungdieses AMragS auf den § . 104 .

Weizel verweist auf den § . 108 a . , in welchemsogar noch eine weitere Garantie für den Angcschuldigtenliege .
Sander schließt sich den Anträgen der Abg . Rinde¬schwender und Hecker an , will aber den Grundsatz all¬gemein ausgesprochen haben . Wenn der Angeschuldigteden Untersuchungsrichter und Protokollführer verwerfenkönne , so müsse ihm , wenn auch nicht das Recht der Be >^ -schwerdeführung , doch wenigstens die Befugniß zustehen ,seine Gründe gegen die vorgeschlagenen Urkundspersoneilanzusührcn , wo dann der Untersuchungsrichter , nach An¬hörung derselben , unverzüglich seine Entscheidung geben solle.Junghanns unterstützt diesen Antrag .Böhme ist mit Rindeschwender einverstanden , die Für¬sorge in das Gesetz aufzunchmen , daß der Untersuchungs¬richter die von dem Angcschuldigten vorgebrachren Gründezur Grundlage seiner Entscheidung zu nehmen habe , —erklärt sich aber gegen den Antrag deS Abg . Hecker , in¬dem bei der Durchsuchung der Papiere die Urkundspersonennur Zeugen seyn sollten , daß die Handlung auf gesetzlichemWege vor sich gehe , wobei kein Rachtheil irgend einer Artfür den Angeschuldigtcn eintreten könne .

Hecker wendet dagegen ein , daß eine Urkundsperson ,ohne sich über den Inhalt zu vergewissern , die IdentitätdeS im Verzeichniß als weggenominen bezeichuetcn PapicrSnicht aus Treu und Glauben attestiren könne .B e k k erklärt sich für die Behauptung des Abg . Hecker ,daß die Urkundspersonen nothwendig die Papiere durch¬sehen müßten , äußert aber sein Bedenken darüber , daß eSFälle geben könne , wo der Angefchuldigte im Interesse derUntersuchung vielleicht gar nicht ein Mal wissen dürfe ,daß ein Brief an ihn gekommen , oder daß ein von ihmder Post übergebener Brief durch das Gericht gelesen sei,und beantragt deßhalb , in den § . 117 » . aufzunehmen ,daß der Angeschulbigte über die Wahl der zur Eröffnungvon Briefen oder zur Durchsuchung von Papieren beigc -zogenen Urkundspersonen vorher gehört werde , wenn dießohne Nachtheil für die Untersuchung geschehen könne .Hecker vereinigt sich mit dem Vorschlag des Abg . Bckk .Sander verlangt wiederholt die allgemeine Durchfüh¬rung seines ausgesprochenen Grundsatzes , daß überall , woUrkundspersonen beigezogen werden , der Angeschuldigteseine Gründe gegen dieselben angeben dürfe und der Un¬tersuchungsrichter die Pflicht habe , geeignete Rücksichtdarauf zu nehmen .
Rindeschwender vereinigt sich mit dem Vorschlag

'
deS Abg . Sander , kann sich aber mit dem Abg . Bckknicht einverstanden erklären .

Staatsralh Jolly hält es für durchaus billig , den An -geschuldigten über die Urkundspersonen zu vernehmen unddie Einwendungen gegen sie möglichst zu berücksichtigen .Da aber das Letztere nicht in allen Fällen thunlich sei,so müsse im Allgemeinen die Bedingung gemacht werden ,baß eS nur ohne Gefährdung deS Resultats der Unter¬suchung geschehen könne .
Die Kammer nimmt hierauf den Antrag deS Abg . Bekk ‘

salva redactione an . ( Fortsetzung folgt .)
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